
Kammerversammlung am 16. März 2019

Am 16. März fand die neunte Kammer-
versammlung dieser Wahlperiode statt. 
Anwesend waren 32 der 40 Mitglieder 
der Kammerversammlung, sowie als 
Gäste Herr Dr. Horn vom Niedersäch-
sischen Ministerium für Soziales, Ge-
sundheit und Gleichstellung, Frau Dr. 
Becker als PiA-Landessprecherin, der 
Geschäftsführer Herr Dr. Kaufmann, 
der Referent Herr Nowik und die Mit-
arbeiterinnen der Geschäftsstelle Frau 
Weiher, Frau Werner und Frau Peter. 
Als neues Mitglied der Kammerver-
sammlung wird Herr André Podziemski 
begrüßt.

Grußwort aus dem Ministerium

Als Präsident der Kammer referiert Ro-
man Rudyk über Aktivitäten des Vor-
standes seit der letzten Kammerver-
sammlung. So seien die Interventionen 
der Profession in Bezug auf das TSVG 
erfolgreich gewesen, es findet sich 
jedoch der strittige Passus im Psycho-
therapeutenausbildungsreformgesetz 
wieder. Ebenso wird die Überprüfung 
der Versorgungsaufträge weiterhin 
ein Thema für die Arbeit der Kammer 
und der niedergelassenen Kolleginnen 
sein.

Eine Resolution gegen die Entmach-
tung der PP/KJP im Asylrechtverfahren 
wird nach redaktioneller Überarbeitung 
bei einer Enthaltung verabschiedet.

Das Vorstandsmitglied Frau Horstmann 
berichtet davon, dass in der BPtK eine 
Gleichstellungskommission mit dem 
vorrangigen Ziel der Förderung von 
Frauen in der Berufspolitik eingerichtet 
wurde.

Aus dem Bereich der Angestellten 
wird von Herrn Kretschmar darüber 
berichtet, dass das Gesetz zur Weiter-
entwicklung der Versorgung und der 
Vergütung für psychiatrische und psy-
chosomatische Leistungen (Psych-
VVG) in Überarbeitung sei, es beste-
hen Verzögerungen, die derzeit auch 
medial aufgegriffen werden. Ebenso 
befinden sich das Niedersächsische 
Gesetz über Hilfen und Schutzmaß-
nahmen für psychisch Kranke (NPsy-
chKG) und das Niedersächsische 
Maßregelvollzugsgesetz (NdsMVoll-
zG) in Reform. Beide Gesetze sind 
aber noch nicht im Kabinett, da sie 
ministerienübergreifende Fragestel-
lungen beinhalten, die vorab eruiert 
werden müssen.

Die Geschäftsstelle der Kammer hat 
einen Fragebogen zur Regionalisierung 
versandt. Die Auswertung befinde sich 
im Gange. Die Kammer prüft Förderme-
chanismen, um ihre Mitglieder bei der 
Teilnahme an Vernetzungsaktivitäten zu 
unterstützen.

Im Rahmen des Landespsychiatrie-
plans fand eine Veranstaltung zur Ver-
sorgung von psychisch kranken Kindern 
und Jugendlichen in Loccum statt. Jörg 
Hermann und Götz Schwope waren 
daran beteiligt und berichten von der 
Konzeption und Durchführung der Ver-
anstaltung.

In der sich dem Bericht anschließenden 
Aussprache werden mehrere Themen 
angesprochen. Die oft recht kurzen 
Einladungsfristen der BPtK werden 
kritisiert, die Kammerversammlungs-
mitglieder erachten finanzielle Anreize 
für Vernetzung als unbedingt notwen-
dig und befürchten, dass Änderungen 
im Niederlassungswesen die Freiheit 
der Niederlassung bedrohen. Weiter-
hin wird über die Inanspruchnahme der 
über die TSS vermittelten Sprechstun-
den diskutiert.

Herr Dr. Kaufmann berichtet aus der 
Geschäftsstelle, dass das Intranet be-
reits im Normalbetrieb läuft. Die neue 
Verwaltungssoftware und die neue 
Struktur der Arbeit der Geschäftsstel-
le sollen perspektivisch parallel im Mai 
starten. Die Vorbereitungen für die 
Kammerwahlen im Jahr 2020 sind be-
reits gestartet.

Hinsichtlich des gemeinsamen Beirates 
von Ärzte- und Psychotherapeutenkam-
mer ist eine zukünftige Präzisierung in 
der Kammersatzung geplant. Die Ände-
rungen der Geschäftsordnung und der 
Wahlordnung werden einstimmig ange-
nommen.Eine Resolution wird bearbeitet.
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Reform der Psychotherapie
ausbildung

Kammerpräsident Roman Rudyk

Roman Rudyk berichtet über den derzei-
tigen Stand zur Reform der Psychothe-
rapeutenausbildung und teilt seine Aus-
führungen dabei in zwei Teile. Eingangs 
betont er, das schon vieles zum derzei-
tigen Stand im Sinne der Kammer sei – 
dabei nennt er Namensgebung, einheitli-
ches Masterniveau, Fortbestandsgaran-
tie für Ausbildungsinstitute, Regelung 
der Weiterbildung durch die Kammern. 
Andererseits gibt es aus Sicht der Pro-
fession auch noch Schwachstellen. So 
sei die Legaldefinition zu eng, die Finan-
zierung der ambulanten Weiterbildung 
weiterhin nicht gesichert und auch die 
prekäre Situation der PiA bestehe fort, 
inklusive der Gefahr von Parallelstruktu-
ren. Herr Dr. Horn unterstützt die Belan-
ge der Kammer und will sich dafür ein-
setzen. Die Kammerversammlungsmit-
glieder diskutieren im Anschluss lebhaft 
über die Ausbildungsreform. Diskutierte 
Fragen waren dabei die nach der Finan-
zierung der Ausbildungsinstitute, nach 
der Verortung des Studiums an Uni-
versitäten oder auch Hochschulen der 
angewandten Wissenschaften sowie 
nach Möglichkeiten zur Verbesserung 
der akuten Lage der PiA, welche in der 
Übergangsphase nicht mehr von der Re-
form der Psychotherapeutenausbildung 
profitieren würden.

Berichte aus den Ausschüssen 
und Kommissionen

Finanzen
Herr Dr. Lingen berichtet, dass das 
Haushaltsjahr 2018 mit einem geringer 

als geplanten Defizit abgeschlossen 
wurde. Der Vorstand wird einstimmig 
entlastet. Der Finanzausschuss soll ein 
Modell für Aufwandsentschädigungen 
entwickeln.

Berufsordnung & Berufsethik
Frau Dr. Schütz berichtet von den Ak-
tivitäten des Ausschusses. Das Nied-
rigschwellige Beratungsangebot ist ge-
startet, ein Artikel zur Beschwerdestelle 
ist in Arbeit, es wurden Infos an Mitglie-
der zur Regelung im Verhinderungsfall 
versandt und die FAQ um den Punkt 
„mediale Kommunikation“ erweitert. 
Die Kammerversammlungsmitglieder 
diskutieren ausführlich eine mögliche 
Angleichung des „Fernbehandlungs-
paragraphen“ an die Musterberufsord-
nung. Befürworterinnen und Kritikerin-
nen tauschen vielfältige Argumente aus. 
Eingangs wird berichtet, dass einerseits 
eine Abrechnungsfähigkeit durch PP/
KJP gemäß GOP/EBM erst ermöglicht 
werden kann, wenn die Berufsordnun-
gen dies auch erlauben und anderer-
seits bereits kommerzielle Anbieter auf 
den Markt drängen. Es wird die Frage 
gestellt, inwieweit die Psychotherapeu-
tenschaft diesen Markt auch selbst be-
stimmen sollte und wie solche Angebo-
te das eigene therapeutische Selbstver-
ständnis berühren. Darüber hinaus wird 
diskutiert, welche Sorgfaltspflichten 
durch Online-Angebote berührt wer-
den. Die Kammerversammlung stimmt 
für die Angleichung der Berufsordnung 
an die MBO, wünscht jedoch, dass der 
Ausschuss eine positiv-negativ-Liste 
von möglichen Leistungen und den zu 
beachtenden Sorgfaltspflichten erstellt.

Aus-, Fort- und Weiterbildung
Frau Corman-Bergau berichtet, dass 
am 8. Mai 2019 die nächste Sitzung 
des Ausschusses stattfinden soll. The-
men werden insbesondere die Weiter-
bildungen nach der Reform sein und 
auch die Regelung einer Weiterbildung 
in Systemischer Therapie. Die einge-
brachten Korrekturen an der Anlage 2 
der Fortbildungsordnung werden ange-
nommen.

Nachwuchsförderung
Frau Löer berichtet, dass der Aus-
schuss sich thematisch mit dem Ge-

schlechterverhältnis im Beruf hinsicht-
lich der künftigen Entwicklung Richtung 
ausgeglichenem Verhältnis befasst. Der 
Ausschuss traf sich mit Herrn Dr. Ben-
ecke und verfasste einen Brief an die 
Gleichstellungskommission. Es wird die 
Veröffentlichung eines Flyers geplant 
und es gibt Bestrebungen zur Stärkung 
der PiA auf dem DPT. Eine Begrüßungs-
veranstaltung findet in Bälde statt und 
ist bereits stark angefragt.

Satzung- und Geschäftsordnung
Frau Wetzorke berichtet, dass keine 
Sitzung nötig war, die in der Kammer-
versammlung vorgelegten Änderungen 
der Ordnungen konnten ohne ein per-
sönliches Zusammenkommen geprüft 
werden.

Qualitätssicherung und Qualitätsma-
nagement
Herr Dr. Maaß berichtet, dass in letzter 
Zeit nicht getagt wurde – die entspre-
chenden Themen seien derzeit vor al-
lem auf der Bundesebene angesiedelt. 
Es wird nach Anstößen für Projekte 
gefragt, die sich auf der Landesebene 
umsetzen ließen.

Angestellte
Herr Dr. Lingen berichtet von Tagungen 
und einem Treffen der leitenden PP/
KJP. Die Kammer soll Fortbildungen 
zu Themen wie Rechtssicherheit und 
Führungsqualifikationen anbieten. Es 
wird gewünscht, dass die Treffen mit 
den leitenden PP/KJP mit wechselnden 
Schwerpunktthemen verstetigt wer-
den.

Es wird berichtet, dass Fortschritte in 
der tariflichen Eingruppierung erzielt 
wurden, jedoch gebe es hier noch Klä-
rungsbedarf hinsichtlich der akademi-
schen Grundqualifikation.

KJP
Frau Mildner berichtet über Treffen der 
Kommission, hier war Regionalisierung 
das Hauptthema. Zusätzlich ging es 
um Selektivverträge für die Behand-
lung von Patientinnen mit komplexen 
Behandlungsbedarfen. Die nächste 
Sitzung wird am 14. Juni 2019 mit den 
Themen Fortbildungen zum Berufs-
recht und Prävention stattfinden.
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Gemeinsamer Beirat
Das Gremium wird mit Roman Rudyk 
und André Podziemski nachbesetzt. 
Der konstruktive Dialog mit der Ärzte-
schaft soll unbedingt fortgeführt wer-
den.

Bundesgremien
Vorbereitung DPT
Es wird erwartet, dass der DPT allen vo-
ran durch die Wahlen des Vorstands ge-
prägt sein werde. Inhaltlich wird es um die 
heiß diskutierte Reform des PsychThG 
gehen. Zudem ist eine Abstimmung zum 
Antragsrecht der BuKo geplant.

Länderrat
Die Bedeutung des Länderrats als Bin-
deglied zwischen den Landeskammern 
und der BPtK wird betont. Es wird fer-
ner über die Wechsel in den Vorständen 
mehrerer Landeskammern berichtet.

Treffen der leitenden Psychotherapeutinnen: „Die Einrichtungen müssen Angst 
haben, uns zu verlieren“

Die Psychotherapeutenkammer Nieder-
sachsen lud am 1. März 2019 zu einem 
Austausch zwischen leitenden Psycho-
therapeutinnen in Kliniken ein. 30 leiten-
de Angestellte folgten dieser Einladung. 
Die Arbeitsfelder der Angestellten la-
gen in der Rehabilitation verschiedener 
Indikationen (Neurologie, Orthopädie, 
Psychosomatik), der Rehabilitation psy-
chisch Kranker, akutpsychiatrischen 
Settings, psychosomatischen Akutkran-
kenhäusern, somatisch orientierten 
Krankenhäusern, Sozialpsychiatrischen 
und -pädiatrischen Zentren, Jugendhil-
fe, multimodaler Schmerztherapie und 
einem Ausbildungsinstitut mit Ambu-
lanz. Somit war ein breites Spektrum 
klinischer Tätigkeit vertreten.

Es wurde nach einer Begrüßung durch 
den Sprecher der Kommission, Dr. Mi-
chael Lingen, entlang mehrerer The-
menblöcke und Leitfragen diskutiert. In 

einem ersten Part ging es um Psycho-
therapeutinnen in Führungspositionen. 
Dabei stellte sich schnell heraus, dass 
sowohl hinsichtlich des formalen Status 
als auch der tariflichen Eingruppierung 
erhebliche Heterogenität herrscht. Ver-
antwortlich seien dafür auch strukturel-
le und rechtliche Gründe, so „existie-
re“ der Berufsstand in der stationären 
psychiatrischen Versorgung nicht und 
auch im Bereich der Rentenversiche-
rung stelle die psychotherapeutische 
Qualifikation der Mitarbeiterinnen kein 
belegungs- oder vergütungsrelevantes 
Kriterium dar.

Die Situation der PiA in den Kliniken 
wurde ebenso unterschiedlich bewer-
tet. Zwar gelten in den Einrichtungen 
der Teilnehmenden überwiegend Ta-
rifverträge, man wisse aber auch von 
genug anderen Kliniken, in denen dies 
nicht der Fall sei. Durch die tarifliche 
Eingruppierung der Ausbildungsteilneh-
merinnen würde auch die Anerkennung 
der PiA durch ärztliches Personal stär-
ker gegeben sein. Darüber hinaus wur-
de diskutiert, in wessen Hand die Ver-
antwortung über die PiA liegt. Man war 
sich dahingehend einig, dass eine for-
mell eingesetzte psychotherapeutische 
Leitung die Ausbildungsteilnehmerin-
nen schützt und einen Standortvorteil 
darstellt, insbesondere für unattraktiv 
gelegene Einrichtungen. Gleichzeitig 
wurde jedoch auch die Sorge geteilt, 
dass es schwierig sei, bei einem hohen 
Anteil von Auszubildenden die Betreu-
ung und Anleitung tatsächlich sicherzu-
stellen und dass die kommende Ausbil-
dungsreform derzeitige Prozesse ein-
frieren könnte – warum jetzt handeln, 
wenn es sich eh bald ändert? Etwaig 

entstehende Doppelstrukturen könnten 
auf Jahre hin Probleme verursachen.

Die Teilnehmenden berichteten auch 
von Schwierigkeiten, ausgeschriebene 
Stellen zu besetzen. Insbesondere in 
den tiefenpsychologischen Verfahren 
falle es zunehmend schwer, geeignete 
Kandidatinnen zu finden. Es wurde die 
These geäußert, dass Kliniken es der-
zeit auf dem Arbeitsmarkt durch die 
Konkurrenz aufgrund neuer Möglichkei-
ten im ambulanten Bereich (MVZ, Job-
sharing etc.) schwer haben.

Unter dem Thema „Fort- und Weiterbil-
dung“ wurde ausführlich über Weiter-
bildungen im Bereich der Behandlung 
(auch) körperlicher Erkrankungen wie 
Schmerzen und Diabetes diskutiert, 
diese Zusatztitel seien in der somati-
schen Medizin gewünscht. In der Wei-
terbildungsordnung der PKN sind diese 
Bereiche bislang nicht geregelt. Es be-
stand jedoch Einhelligkeit darin, dass 
Arbeitgeberinnen sich an den Kosten 
von Fort- und Weiterbildungen betei-
ligen sollten, wenngleich das bislang 
nicht in allen Einrichtungen Standard 
sei. Die Teilnehmenden fragten sich, 
was geschieht, wenn der Fortbildungs-
pflicht nicht nachgekommen wird. Be-
rufsrechtlich sind hier bislang keine kon-
kreten Folgen geregelt. Allerdings müs-
sen Kliniken in ihrem Qualitätsbericht 
veröffentlichen, wie viele von deren 
Fachkundlerinnen ihrer Fortbildungs-
pflicht nachgekommen sind.

Abschließend wurde gesammelt, wel-
che Gründe dazu führen könnten, dass 
mehr Psychotherapeutinnen in Kliniken 
arbeiten werden:Dr. Michael Lingen
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�� die immer häufiger werdende Inan-
spruchnahme von Teilzeitarbeit,

�� der Anstieg an psychotherapeuti-
schem Bedarf durch Entstigmati-
sierung, auch im KJP-Bereich – hier 
weite sich der Patientenkreis zuneh-
mend auf immer jüngere Altersgrup-
pen aus –,

�� die unzureichenden Kapazitäten, die 
wachsenden Bedarfe vorwiegend 
ambulant zu decken,

�� die Erwartungshaltung der Bevölke-
rung, dass vielfältige psychothera-
peutische Behandlungen angeboten 
werden,

�� der Rückzug der Pharmafirmen aus 
der Psychiatrie aufgrund gestiegener 
Hürden in der Medikamentenzulas-
sung,

�� die zunehmende Bedeutung psycho-
therapeutischen Handelns in der so-
matischen Medizin,

�� die Möglichkeiten stationsäquivalen-
ter Behandlung (Stichwort: aufsu-
chende Psychotherapie; sind wir als 
Beruf dafür aufgestellt und bereit?),

�� die Nachfrage nach begleitenden, 
intermittierenden Maßnahmen über 
verschiedene Lebensphasen hin-
weg,

�� die Arbeitsmarktsituation, in wel-
cher Absolventinnen mit nahezu 
100%iger Wahrscheinlichkeit direkt 
eine Stelle fänden – und diese zu-
nehmend im Angestelltenbereich, 
wie nicht zuletzt auch

�� die hohe Attraktivität von Anstel-
lungsverhältnissen mit Blick auf die 

Familienplanung, die sich verstärkt 
auf die Zeit nach der Approbation 
verschiebe.

Als direkte Konsequenz der Veranstal-
tung entwickelt die Psychotherapeuten-
kammer Niedersachsen ein Curriculum 
für Psychotherapeutinnen in Leitungs-
funktionen und wird hierzu Fortbildun-
gen anbieten.

Bekanntmachungen

Satzungs- und Ordnungsänderungen

Die Kammerversammlung der Psychotherapeutenkammer Niedersachsen hat in der Sitzung am 16. März 2019 folgende Ordnungsänderun-
gen beschlossen:

�� Berufsordnung der Psychotherapeutenkammer Niedersachsen

�� Geschäftsordnung der Kammerversammlung der Psychotherapeutenkammer Niedersachsen

�� Wahlordnung für die Wahlen zur Kammerversammlung der Psychotherapeutenkammer Niedersachsen

�� Anlage 2 der Fortbildungsordnung der Psychotherapeutenkammer Niedersachsen

Die Psychotherapeutenkammer Niedersachsen hat diese Ordnungen am 9. Mai 2019 auf ihrer Internetseite bereitgestellt. Die Ordnungen 
werden nicht im Psychotherapeutenjournal abgedruckt.

Hannover, den 9. Mai 2019

Roman Rudyk 
Präsident

Geschäftsstelle

Leisewitzstr. 47
30175 Hannover
Tel.: 0511/850304-30
Fax: 0511/850304-44
info@pknds.de
www.pknds.de
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